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straße nachzudenken. Die
Schlussfolgerungen waren so
brisant, dass der Mouvement
Ecologique einihmzugespiel-
tes Analyse−Papier prompt
der Öffentlichkeit vorstellte.
Darin wurde die Ostvariante
durch den Grünewald als
Fehlentscheidung geoutet,
die den Ausbau einer West−
Tangente Mersch−Mamer not-
wendig mache.

Straßenbau−Logik
Die Ministerin berief

prompt eine Pressekonferenz
ein um mitzuteilen, dass an
der Ostvariante nicht zu rü-
cken sei, die geplante West−
Tangente dagegen nur aus
Gründen der Sicherheit aus-
gebaut werde. Der Mouve-
ment Ecologique hatte weni-
ger darauf gesetzt, den Grén-
gewald doch noch zu retten
als viel mehr darauf, die Stra-
ßenbau−Logik anzuprangern.
Die Studie erklärte nämlich,
die Nordstraße werde kaum
zu einem Rückgang des Ver-
kehrs i m Alzettetal führen −
das aber war eine der Haupt-
rechtfertigungen für ihren
Bau gewesen. Zusätzlich wur-
defestgestellt, das Autobahn-
netz sei überlastet und Tran-
sitverkehr sowie Tanktouris-
mus hätten zu einer schäd-
lichen Entwicklung geführt.
"Eine Infragestellung der
Transportpolitik der Regie-
rung", so die Interpretation
der Umweltorganisation.
Zwei Jahre später sind die

Positionen noch i mmer die
gleichen. Der Mouvement
Ecologique fordert ein Um-
denken, die Regierung führt
i mmer neue Gründe für neue
Straßen ins Feld: die Ort-
schaften sollen entlastet, die
Autobahnensicherer, der Ver-
kehr flüssiger werden. ImJa-
nuar dieses Jahres formulier-
te der Mouvement den Ver-
dacht, die− damals noch ver-
trauliche − IVL−Studie diene
dazu, eine Serie von Baupro-
jektenabsegnenzulassen, be-
vor es zur integrierten Pla-
nung komme. Und enthüllte
eine Liste solcher Projekte,
die unter der Bezeichnung
"Basisfall plus" ins IVL aufge-
nommen werden sollten: Un-
ter anderemdie West−Tangen-
te und die Umgehungen von
Bascharage und Dippach,
vom Mouvement als Fortset-
zung der Tangente bis Petin-
gen gedeutet. Gegen beide
Projekte gibt es starke Wider-
stände vor allemin den Ort-
schaften KehlenundSanem.

Neue Projekte, neue
Widerstände
Inzwischen hatten auch

längerfristige Projektefür Un-
mut in den betroffenen Ge-
meinden gesorgt. Mit der
"Jonction de Sélange" soll Lu-
xemburgan die geplantefran-
zösisch−belgische Autobahn
Thionville−Longwy−Arlon an-
gebunden werden. Diese be-
reits in der Westvarianten−
Studie erwähnte Autobahn
soll vonSélangein Belgienan
Küntzig vorbei bis zur "Biff"
führen, wosiein die Collectri-
ce übergehensoll. Damit wür-
de, so die Logik der Straßen-
bauverwaltung, eine Möglich-
keit geschaffen, Luxemburg−
Stadt weiträumigzuumfahren
und die Stadtautobahnen zu
entlasten.

Dadurch werde die Collec-
triceineine Transit−Autobahn
umfunktioniert, kritisierte der
Mouvement Ecologique im
Mai 2001. "Diese neue Belas-
tung wird kurzfristig zu einer
regelrechten Überlastungfüh-
ren, was viele AutofahrerIn-
nen dazu bewegen wird, ver-
stärkt Schleichwegedurchdie
Siedlungsgebiete zu nutzen.
Damit wird der ursprüngliche
Sinn der Collectrice, die Ort-
schaften von einemgewissen
Durchgangsverkehr zuentlas-
ten, hinfällig", so die Umwelt-
organisation. Außerdemziehe
das neue Straßenbauprojekte
nach sich: einen By−pass bei
Esch−Lankélz für die Verbin-
dung zwischen Escher Auto-
bahn und Collectrice du Sud
sowie eine neue Umgehungs-
straße N31 südlich von Bel-
val−Ouest, vorbei an Differdin-
gen, bis zur "Biff" − eine Art
"Collectrice bis".
"Nach der Veröffentlichung

der Pläne durch den Mouve-
ment Ecologique behauptete
die Bautenministerin in meh-
reren Interviews, eine Anbin-
dung an die Collectrice sei
nicht geplant", heißt es in
dem bereits erwähnten Pa-
pier der Bürgerinitiativen. Die
Umweltorganisation ließ sich
nicht beirrenundhielt mehre-
re regionale Informationsver-
sammlungen ab, um die Be-
völkerung zu mobilisieren.
Am 17. Dezember, bei einer
Unterredung mit dem Schöf-
fenrat der Gemeinde Küntzig,
ließ die Ministerin die Katze
aus demSack: "... Dans cepro-
jet [französisch−belgische Au-
tobahn], le Luxembourg a
néanmoins émis une option
pour un raccordement sur le
futur échangeur, voire jonc-
tion à construire près de
Sélange. Cette voie passera
nécessairement, du moins
partiellement, par notre com-
mune", teilte der Küntziger
Bürgermeister mit. Ein paar
Wochen später wurde die
"Lokalinitiative géint eng
Autobunn duerch oder
laanscht d' Gemeng Kéinzeg!"
gegründet.
Es folgte die Gründung ei-

ner Bürgerinitiativein Monne-
rich sowie in Sanem, wo die
EinwohnerInnen von der
Bascharager Umgehungs-
straße betroffen wären(siehe
Kasten). Allendrei ist gemein,
dass sie sich nicht nur gegen
die Projekte innerhalb ihrer
Gemeinde aussprechen, son-
dern grundsätzlich den An-
satz, mehr Verkehr durch
mehr Straßen beizukommen,
in Frage stellen− hier scheint
die Handschrift des Mouve-
ment durch. AuchdieLSAPist
auf den Zug aufgesprungen.
Sie legte in sämtlichen Ge-
meinderäten eine an die For-
derungen der Bürgerinitiati-
ven angelehnte Resolution
vor undhati mParlament eine
Interpellation zur Mobilität
i m Minett angefragt. Dabei
war die LSAP lange Zeit die
Beton−Partei par excellence
gewesen, mit Bürgermeistern,
die das Projekt Collectrice
durchsetzten und dem− mitt-
lerweile nach Straßburg
entsorgten − Transportminis-
ter Robert Goebbels.

RaymondKlein
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Minett gegen BlechlawineDassdie Bauten-
ministerin auf wach-
senden Widerstand

gegen Straßenprojekte
stößt, ist angesichtsdes
bisherigen Mangelsan
Transparenz und dem
Umfang der Planungen

nicht erstaunlich.

"Gegen weitere Straßen,
Fehlplanungen und bewusste
Irreführung der BürgerInnen,
für neue Wege in der Ver-
kehrspolitik", so war der Text
überschrieben, der vor zwei
Wochenvonden Bürgerinitia-
tiven aus Küntzig (Clemen-
cy), Sanem, Monnerich und
Kehlen gemeinsam mit dem
Mouvement Ecologique der
Presse vorgestellt wurde. Aus
denlokalen Widerständenge-
gen dieses oder jenes Projekt
bildet sich nach und nach ei-
ne Front gegen den seit den
70er Jahren rotierenden Teu-

felskreis von mehr Straßen
und mehr Verkehr. Diefür den
Straßenbauzuständige Minis-
terin Erna Hennicot−Schoep-
ges reagiert genervt auf die
Kritik, der sie sich ausgesetzt
sieht: Indemgegen alles eine
Bürgerinitiative gegründet
würde, geheinLuxemburgge-
ballte Energie mit nutzlosen
Beschäftigungen verloren.
Außerdemverweist siei mmer
wieder auf das "Integrative
Verkehrs− undLandesentwick-
lungskonzept" (IVL), in des-
sen Rahmen die umstrittenen
Projekte noch einmal einer

kritischen Bewertung unter-
zogen würden. Es soll also
über die Folgen für die Ver-
kehrsentwicklung nachge-
dacht werden, bevor mit dem
Bau von Straßen begonnen
wird − eine Premiere hierzu-
lande.
Dass sie mit dem Ressort

"Straßenbau" eine schwierige
Erbschaft angetreten hatte,
wurde Erna Hennicot−Schoep-
ges spätestens i m Juli 2000
klar. Damals hatte die
Straßenbauverwaltung ange-
fangen, über die Folgen der
i m Bau befindlichen Nord-
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SYLVIE GERTEN−MULLER

"Entlastungist notwendig"
Für oder gegen die
Umgehungsstraße?

I mmer mehr Straßenzu
bauen, löst die

Grundproblemenicht,
findet die grüne Schöffin
ausBascharage, aber sie
befindet sichin einem

Dilemma.

(RK) − Bei der Diskussion
umdie Umgehungsstraßevon
Bascharage stehen erst ein-
mal Partikularinteressen ge-
geneinander. Die Bascharage-
rInnen möchten den Durch-
gangsverkehr vor der eigenen
Tür loswerden, die Saneme-
rInnen wollen keine neue
Straße hinterm Haus. Sylvie
Gerten−Muller, grüne Schöffin
in Bascharage, befindet sich
in einer schwierigen Lage: Ih-
re Partei steht neuen Straßen
grundsätzlich negativ gegen-
über, doch sie weiß um die
Verkehrsbelastung, der ihre
MitbürgerInnen ausgesetzt
sind. "In unserer Haupstraße
stehen etwa 180 Häuser, die
den Stop−and−go−Verkehr vor
der Tür haben. Das ist etwas
anderes als die paar Landhäu-
ser in Sanem, die entfernt be-
troffen wären." DemArgument
der Bürgerinitiativen, Ver-
kehrsprobleme müssten an-
ders gelöst werden, sti mmt
sie zu: "Mehr Straßen erzeu-
gen mehr Verkehr, das haben
wir schonseinerzeit bei mBau
der Collectrice vertreten. Die
hat ja auch keine Entlastung
gebracht, i mGegenteil."

Den Pendlerverkehr von
Petingen in Richtung Luxem-
burg könne man, wie die Bür-
gerinitiativen vorschlagen,
auf den Öffentlichen
Transport (ÖT) verlagern. "...
wenndieLastwagennicht wä-
ren", klagt Sylvie Gerten−Mul-
ler. DenSchwertransport hät-
te man schon vor Jahren auf
die Schiene verlegen müssen.
Gewiss, ein Teil des Verkehrs
sei hausgemacht, mit Indu-
strie− und Gewerbegebieten.
Doch der größte Teil, betont
die Schöffin, sei Durchgangs-
verkehr.
Der durch eine Umge-

hungsstraße dann Sanembe-
lasten würde? "Eine Trasse
auf Bascharager Gebiet, zum
Beispiel entlang der Eisen-
bahn, ist für uns auch akzep-
tabel. Doch es ist die Regie-
rung, die entscheidet." Die
ganze Diskussion um die
Trasse sei verfrüht, da es
noch keine offiziellen Varian-
tengebe, findet Sylvie Gerten−
Muller. Sie jedenfalls habe
noch keine zu sehen bekom-
men. Außerdemhabe die Re-
gierung versprochen, zuerst
den Öffentlichen Transport

auszubauen und erst dann
über neue Straßen wie diese
zuentscheiden.
Wie erlebt sie den Konflikt

zwischenEntlastungder direk-
ten AnwohnerInnen und Zer-
schneidungder Landschaft so-
wieZerstörungeines Naherho-
lungsgebietes − i m Fall der
Trasseentlangder Eisenbahn?
Für diegrüneSchöffinist eines
wichtig: Die Hauptstraße muss
zurückgebaut werden. "Die
Straßenbauverwaltung will
das nur machen, wenneine al-
ternative Verbindung besteht.
Mir wäre amliebsten, wir bau-
ten den Öffentlichen Trans-
port aus, bevor wir über die
Umgehungsstraße entschei-
den." Doch mit dieser Meinung
steht sie i m Gemeinderat
ziemlich allein da. Die Bevöl-
kerung hat genug von der Ver-
kehrsbelastung und will nicht
länger warten, weder auf Stu-
dien nochauf den Ausbau des
ÖT. Sylvie Gerten−Muller
macht trotzdem einen Vor-
schlag: "Binnen ein paar Mo-
naten könnte man eine Busli-
nie für die GrenzgängerInnen
auf die Beine stellen. Das al-
lein würde eine spürbare Ent-
lastungbringen."

Sylvie Gerten−Mullerist
seit 1999Schöffinin

derschwarz−blau−grünen
Koalitionin Bascharage.
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IVL− Wendeoder Manöver?DasIVLsoll i mZeichen
der nachhaltigen

Mobilität stehen. Bei
genauerer Betrachtung
kommenZweifel auf.

(RK) − Am25. März dieses
Jahres übtengleichsechs Mi-
nisterien den Schulter-
schluss, als es darum ging,
die Transportpolitik der Re-
gierung in ein besseres Licht
zu stellen. Sie stellten der
Presse das "Integrative Ver-
kehrs− und Landesentwick-
lungskonzept" (IVL) vor, des-
sen Erarbeitungsich über die
nächsten anderthalb Jahre
hinausziehen wird und auf
demdie Transportpolitik der
nächsten Jahrzehnte aufbau-
en soll. Die Botschaft: Nach-
haltige Mobilität werde i m-
mer wichtiger, deshalb sei
eine integrative Planung nö-
tig. Sokönnten Wohnorte und
Aktivitätsorte (Beruf, Schule,
Freizeit) mit den Mitteln der
Landesplanung geografisch
näher aneinander rücken.
Und weiter: "Par cette politi-
que ciblée de développement
territorial ('Siedlungsentwick-

lung'), une exploitation opti-
male des réseaux de trans-
port existants est rendue
possible. C'est ainsi qu'une
véritable politique pro−active
et anticipative peut être
menée."

Basisfall plusoder
minus
Was die Bauvorhaben mit

Auswirkungen auf den Süden
des Landes betrifft, so sind
"Jonction de Sélange", By−
Pass und N31 als sogenannte
Planfälle eingestuft. Das sind
Projekte, zu denen die Pla-
nungen noch nicht angelau-
fen sind, deren Folgenin der
IVL abgeschätzt werden sol-
len, die aber erst nach Ab-
schluss dieser Bewertung ge-
gebenenfalls abgesegnet, i m
Detail geplant und dann um-
gesetzt werden. Die West−Tan-
gente sowie die Umgehungen

von Bascharage und Dippach
dagegen gelten als "Basisfall
plus". Diese Kategorie um-
schrieb der Mouvement als
"Projekte, die unabhängig
vomIVLrealisiert werdensol-
len". Von Regierungsseite
wird dies anders dargestellt.
ZumBeipiel erklärte die Bau-
tenministeringegenüber dem
Télécran, es gebe zwar kei-
nen Planungsstopp, und die
PrüfungdieserStraßenwerde
weiter geführt. "Sie wirdaber
i mRahmendesIVLbewertet,
bevor mit demBaubegonnen
wird." Verschiedene dieser
Projekte könnten also als un-
sinnig bewertet werden und
auf der Strecke bleiben.

Zweifel am Sinneswandel
der Regierungsindjedochbe-
rechtigt. Schon bei der Vor-
stellungdesIVLhießes, nach
Aufzählung aller "innovati-
ven" Prinzipienwie Nutzungs-

opti mierungder bestehenden
Verkehrsmittel und "Ausbau
vor Neubau": "Malheureuse-
ment, la meilleure gestion
n'arrive pas à augmen-
ter sensiblement la capacité
d'évacuation en cas de sur-
charges, qui s'annoncent être
deplusenplusfréquentes, de
sorte qu'une adaptation du
réeseau s'i mpose." Dazu
gehört unter anderem, das
Straßennetz dichter zu knüp-
fen, um im Falle einer Ver-
kehrsstörung die Autofahre-
rInnen umleiten zu können,
ohne sie durch Wohngebiete
zu schleusen. Dass mehr
Straßen auch mehr Verkehr
anziehen könnten, fließt in
diese Überlegung nicht ein.
Und: Je dichter das Straßen-
netz, umso stärker werden
die Naherholungsräume be-
einträchtigt (siehe Kasten).

Auch die Konsequenzen
aus der Willensbekundung
der Regierung, den Autover-
kehr zu mindern und den Öf-
fentlichen Transport (ÖT) zu
fördern, halten sich in Gren-
zen. Transportminister Henri
Grethen rechnete vor, die für
2020 angestrebte Erhöhung

des ÖT−Anteils von 14 auf 25
Prozent verhindere nicht,
dass das Volumen des Auto-
verkehrs umein Drittel weiter
wachse − weil gleichzeitig die
Zahl der EinwohnerInnen auf
550.000 und die der Ar-
beitsplätze auf 350.000 anstei-
gen werde. Mehrere Maßnah-
men, die dieStraßenverkehrs-
belastung vermindern könn-
ten, fehlen allerdings bei den
Vorgaben für das IVL: Massi-
ver Ausbaueines Bahnhybrid−
Netzes, Zurückfahren des
Tanktourismus, Reduktion
(statt Förderung) des Transit-
verkehrs auf der Straße, ins-
besondere des Güterver-
kehrs.

Mit Bedauern
betonnieren
Lässt sich der Autoverkehr

nicht mindern, so müssen die
Straßenprojekte "bedauerli-
cherweise" umgesetzt wer-
den. Das könnte bei den "Ba-
sisfall plus"−Projekten vorzei-
tig der Fall sein− allen Beteue-
rungenzumTrotz. Der Mouve-
ment zitierte i m Januar aus
der Konzeptstudie zum IVL:
"Basisfall+ mit neuen Netzele-
menten (Schiene und Straße)
die rechtlichabgesichert sind
oder einhohes MaßanUmset-
zungssicherheit aufweisen
und deren Realisierung poli-
tisch beabsichtigt ist." Diese
Formulierung wurde in der
Endfassung gestrichen. Hier
scheinensich die Befürworte-
rInnen einer klaren Unter-
scheidung zwischen bereits
entschiedenen "Basisfällen"
und geplanten, aber noch
nicht entschiedenen"Basisfäl-
len plus" durchgesetzt zu ha-
ben− vorläufig.
Die Bautenministerin Erna

Hennicot−Schoepges klagt
wiederholt, ihr werde kaum
zugehört und nichts geglaubt.
Doch zwanzig Jahre Vertu-
schung und Politik des "fait
accompli" in Sachen Straßen-
bau− vonderjetzigen Ministe-
rin i m Fall Bürmeringen kon-
sequentfortgesetzt−lassenes
vielen BürgerInnenratsamer-
scheinen, i mmer erst einmal
das Schli mmste zu befürch-
ten. So manches Projekt, das
die Regierung weit von sich
weist, erscheint gar nicht so
abwegig, wenn man das Argu-
ment der Vorteile eines dich-
teren Straßennetzes, mit dem
die Straßenbauverwaltung
winkt, zu Ende denkt. Wie wä-
re es mit einer Verbindung
von der Arloner Autobahn
über die Bridel−Süd−Umge-
hungund Walferdingenbiszur
Nordstraße, die den Ring um
die Hauptstadt schließen
könnte? Warum nicht die
West−Tangente, die den Ver-
kehr der Nord−West−Achse ka-
nalisierensoll, bis nach Petin-
gen i m Südwesten weiterfüh-
ren? Und wenn die Autobahn
um Luxemburg−Stadt für den
Schwerverkehr gesperrt wird,
wie es Erna Hennicot−Schoep-
gesvorgeschlagenhat, wosol-
len die Lastwagen tanken?
Vielleicht doch an der Tank-
stelle in Küntzig, für die es −
großes Ministerinnen−Ehren-
wort − überhaupt keine Pläne
gibt?

_________________________
Abteilungfür Landesplanung:
www.etat.lu/MI/MAT
Mouvement Ecologique:
www.emweltzenter.lu

IVL gegen Naherholung
Es mutet paradox an, dass auch I nnenminister Michel Wolter sich für neue Straßen
stark macht. Die Landesplanungsabteil ung sei nes Ministeri ums ließ vor ei ni ger Zeit
ei ne Pil otstudie"Ausstattung und Vernetzungvon Naherhol ungs− undFreizeitangebo-
ten i n der Südregion Luxemburgs" erstellen. Das Projekt läuft i m Rahmen des EU−
Programms"I nterreg II c" und gi bt unter anderemei nen Überblick über die noch vor-
handenen Natur−Ressourcen i m Minett. "Ziel der Studie war es, Wege zu fi nden, wie
über den Ansatz der Entwickl ung ei ner räumlichen Vision zur Vernetzung der regio-
nalen Naherhol ungspotenziale all gemei n die Lebensqualitäti n und dasI mage der Re-
gion verbessert werden können", hei ßt esi n der Ei nleitung.

Nicht von ungefähr kritisiert der Mouvement Ecol ogi que die Zerschneidungseffekte,
die von Projekten wie "Jonction de Sélange" und verlängerter West−Tangente ausge-
hen würden, ebenso wie die Zerstörung von Naherhol ungsgebieten durch die diver-
sen Umgehungsstraßen. Aufschl ussreich ist auch, dass die bereits bestehende
Collectricei n dieser Studie als "besonderer Negativfaktor" bezeichnet wird: "Der Zer-
schneidungseffekt dieser Autobahn ist sehr hoch, weil sie die Region auf der ge-
samten Länge durchquert und die Doggerstufe von der vorgelagerten Ebene stellen-
weise abtrennt." Was würde ei ne Studie i n 20 Jahren feststellen müssen, wenn alle
geplanten Straßenprojekte realisiert würden?


